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In Sachen

Klägers und Revisionsklägeré,

gegen

Beklagten und Revisionsbeklagten‚

hat der*Zehnte Senat des Bundessozialgerichts am 20. September

1957 beschlossen:

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des Landessozialge—

richte Nordrhein—Westfalen in Essen vom 5‚ Mai 1955 wird als
unzulässig verworfeno

Außergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten°

„G r ü n a e :
..-—nun... —u»— -- ...—‚_

Der Kläger hat gegen das Urteil des Landessozialgerichts Nord—

rhein—Westfalen in Essen vom 5„ Mai 1955, durch das Seine Be—

_ 2 _

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


rufung gegen das Urteil des Sozialgerichts Dortmund vom

21„ Mai 1954 zurückgewiesen werden war, form— und fristgerecht

Revision eingelegt und sie begründeta

Da das Landessozialgericht die Revision nach 5 162 Abs‚.l Nr° 1

des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) nicht zugelassen hat, ist sie

nur unter den Voraussetzungen des % 162 Abs. 1 Nr „ 2 und Nr 3
SGG statthaft, woraui der Kläger in der Rechtenittelbelehrung

des angefochtenen Urteils hingewiesen xurde

Der Kläger rügt als einen wesentlichen Verfahrensmangcl einen Verstoß

des Landessczialgérichts gegen @ 107 SGG, den er darin erblickt,

daß die auf Grund des Beweisbeschlusses des Landessozialgerichts

vom 3„ Februar 1955 eingeholten Befundberichte der Ärzte Dr° B.XX

XXXXXXXX vom 510 Januar 1953 und 9° Februar 1955 und Dr° SXXXXX

vom 14° Februar 1955 ihm "nicht mitgeteilt worden sind"„ Außer—

dem rügt er eine Verletzung des Gesetzes im Sinne des @ 162

Abs° 1 Nr„ 3 SGG mit der Begründung, daß das Landessozialgericht

zu Unrecht den @ 85 Satz 1 des Bundesversorgungsgesetzes (BVG)

nicht angewendet habe° Das von ihm geltend gemachte Wehrdienst—

beschädigungs— (WDB.—) Leiden — Zustand nach organischer, berä—
förmiger'Hirnschädigung — sei durch rechtskräftigen Bescheid der

Landesversicherungsanstalt Westfalen vom 22‚ April 1947 aner—
kannt werden° Dieses Leiden hätte daher als Schädigungsfolge

in dem angefoChtenen Umanerkennungsbescheid vom 12„ Juni 1952

mit aufgenommen und bei der Bemessung der Minderung der Erwerbs-

fähigkeit (MdEo) mit berücksichtigt werden müssen° Der angefoch—

tene Bescheid sei in Wahrheit ein Berichtigungsbescheid, für den

es aber im Zeitpunkt seines Erlasses an einer Rechtsgrundlage

gefehlt habe, ‘

Aus diesem Vorbringen ergeben sich die vom Klägergerügten Män—

gel nicht° Zwar war das Landessozialgericht in entsprechender

Anwendung des @ 107 SGG verpflichtet, dem Kläger den Inhalt

der eingeholten Befundberichte der Ärzte Dr„jBuXXXXXXXqund
Dro S:XXXX'V0r der mündlichen Verhandlung mitzuteilen (BSG° 4,

64)„ Ein wesentlicher Mangel des Verfahrens, wie ihn 5 162

Abs„ 1 Nr° 2 SGG voraussetzt, liegt jedoch nur dann vor, wenn
dem Kläger durch die Verletzung der Mitteilungspflicht das

_ 3 _JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


...}-

rechtliche Gehör nicht.ausreichend gewährt worden ist (Art. 103

Abs„ 1 Grundgesetz+“GG—,55 62, 128Abs. 2 sec). Die Pflicht
zur Gewährung des rechtlichen Gehörs ist aber wiederum nur dann

als verletzt anzusehen, wenn der Kläger nicht-die Möglichkeit
hatte, sich auf Grund des Vertrages des Berichterstatters in der

mündlichen Verhandlung vor dem Landessozialgericht am 5° Mai

1955 ein klares Bild von dem Inhalt der Befundberichte zu ma—
chen„ Das hat der Kläger nicht behauptet (vgl° BSG° 4, 64)° Er

hat dazu nur vorgetragen, er habe den Inhalt der Befundberichte

vor dem Termin nicht-mit dem Prozeßbevollmächtigten erörtern

und gegebenenfalls eine anderweitige gutachtliche Stellungnahme

beibringen können, Das ist jedoch nicht entscheidend, da der

Prozeßbevollmächtigte des Klägers, der den Kläger in der münd—

lichen Verhandlung
vor dem Landessozialgericht vertrat, den

Inhalt der Befundberichte erfuhr und alle zur Aufklärung we—

sentlichen Umstände noch geltend machen konnte,

Entgegen der Auffassung des Klägers konnte der Senat zur Statt—

haftigkeit der Revision gemäß @ 162 Abs. 1 Nr. 3 SGG nicht prü—

fen, ob das Landessozialgericht den 9 85 Satz 1 BVG zu Unrecht

nicht oder unrichtig angewendet hat° Bei der Nichtanwendung oder

unrichtigen Anwendung des @ 85 Satz 1 BVG handelt es sich näm—

'lich nicht um die - richtige oder unrichtige — Beurteilung des

ursächlichen Zusammenhangs im Sinne des 5 162 Abs° 1 Nr. 3 SGG,

d.ho um die — richtige oder unrichtige — Anwendung der im Recht

der Kriegsepfervereorgung geltenden Kausalitätsnorm (BSG. l,

268)°Der5 85Satz1 BVGverbietet vielmehrdie nochmalige
Prüfung des ursächlichen Zusammenhangs zwischen einer Gesund—

heitsstörung und einem schädigenden Vorgang in tatsächlicher

wie in rechtlicher Beziehung und schreibt vor, daß eine nach

bisherigen versorgungsrechtlichen Vorschriften hierüber argen—

gene Entscheidung‘yerbindlich für die Entscheidung nach dem

BVG ist, Der 9 85 Satz 1 BVG_ist demnach-eine Norm, welche die
Rechtsverbindlichkeit einer früheren Entscheidung über den Ur—

sachenzueammenhang zum Inhalt hat, nicht aber eine Norm, nach

welcher der ursächliche Zus mnenhang selbst—zu beurteilen ist,

Bei der Nichtanwendung oder unrichtigen Anwendung des 5 85

Satz 1 BVG kann daher allenfalls eine Gesetzesverletzung bei

der Beurteilung der Rechtsverbindlichkeit einer früheren Ent—
scheidung VOrliegen, nicht aber eine Gesetzesverletzung bei der
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Beurteilung des ursächlichen Zusemmenhengs im Sinne des @ 162

Abs. 1 Nr. 3 SGG. Im gleichen Sinne hat der 8. Senat des Bundes—

sozialgerichte in seinem Urteil vom 26. Juni 1957 —8 RV 213/54 - '
bei der Anwendung des é'l Abs. 4 KBLG, der in dieser Beziehung

dem @ 85 Satz 1 BVG entspricht, entschieden; daß Angriffe gegen
die Rechtsverbindlichkeit des früheren Bescheides sich nicht mit
dem UrsachénzuSammenhang im Sinne des @ 162 Abs. 1 Nr. 3 SGG be—
fässen und daher nicht die Statthaftigkeit der Revisiön rechtfer—
tigen können.

Da eine Verletzung des 5 85 Satz 1 BVG, nicht eine Gesetzesver—
letzung im Sinne des @162 Abs. 1 Nr. 3 SGGdarstellt, kann die
Statthaftigkeit der Revision nach 5 162 Abs. 1 Nr. 3 SGG vom

Klä4

ger nicht darauf gestützt werden, daß das Berufungsgericht die Vor—

schrift in 5 85 Satz 1 BVG über die Rechts?erbindlichkeit einer

Entscheidung der Zusammenhangsfrege zu Unrecht nicht oder unrichtig

angewendet‘het° Da der Kläger im übrigen nichts dafür vorgetragen

hat und sich auch aus der Begründung des angefochtenen Urteils

nichts dafür ergibt, dass das Landessozialgericht bei der Beur—

teilung des ursächlichen Zusammenhangs das Gesetz, d.h. die im

Recht der Kriegsopferversorgung geltende Kausalitätsnorm (BSG.1‚

268) verletzt hat, ist die Revision des Klägers nach 5 162 Abs. 1

Nr. 3 SGG nicht statthaft. Sie mußte-daher als unzulässig verwor-
fen werden.‚

Der Beschluß ergeht gemäß 5 169 SGG, die Kostenentscheidung in

entsprechender Anwendung des @ 195 SGG.
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